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Prozessbeginn gegen mutmaßliche
Terrorzelle: Ein Jahr nach den

Festnahmen
Terrorprozess in Düsseldorf: Sieben mutmaßliche

Islamisten aus NRW stehen vor Gericht. Ihnen wird die
Bildung einer Terrorgruppe und Anschlagspläne

vorgeworfen.
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Die Gesellschaft in Nordrhein-Westfalen steht vor einem
schwerwiegenden Test angesichts des bevorstehenden
Prozesses gegen sieben mutmaßliche islamistische Terroristen.
Der für heute angesetzte Auftakt des Verfahrens am
Oberlandesgericht Düsseldorf stellt nicht nur die Beschuldigten,
sondern auch die Sicherheitsarchitektur und das Vertrauen der
Bevölkerung in den Staat auf die Probe. 

Hintergrund der Festnahmen

Im Laufe des vergangenen Jahres kam es zu den Festnahmen
von sieben Männern, die ursprünglich aus der Ukraine nach
Deutschland eingereist sind. Im Frühjahr 2022, zum Teil als
Studenten, soll die Gruppe eine jihadistische Zelle gebildet
haben, deren Ziel es war, „öffentlichkeitswirksame Anschläge im
Sinne der Terrormiliz IS zu verüben“. Diese bedenklichen
Entwicklungen sorgten bereits damals für erhebliche Besorgnis
innerhalb der Gemeinschaft. 

Anklagepunkte und Vorwürfe



Die Beschuldigten – fünf Tadschiken, ein Kirgise und ein
Turkmene – sehen sich schwerwiegenden Anschuldigungen
gegenüber. Ihnen wird vorgeworfen, eine inländische
terroristische Vereinigung gebildet und Anschläge geplant zu
haben. Sechs der Männer wird zudem die Unterstützung der
Terrormiliz Islamischer Staat (IS) vorgeworfen, was die Schwere
der Anklage unterstreicht. 

Internationale Überwachung und Hinweise

Eine entscheidende Wendung in den Ermittlungen erfolgte durch
einen Hinweis aus den Niederlanden, welcher die deutschen
Behörden auf die Spur der mutmaßlichen Terrorzelle brachte.
Durch eine Überwachung der Verdächtigen und deren
Kommunikation konnten die deutschen Ermittler entscheidende
Informationen sammeln, um die Festnahmen durchzuführen. 

Rolle der zentralen Figur

Der 47-jährige Tadschike, der als Zentrum der Gruppe gilt, lebte
zuletzt in einer Flüchtlingsunterkunft im westfälischen
Warendorf. Er und mehrere andere Verdächtige hatten
begonnen, sich radikalen Ideologien zuzuwenden, was zum
Bildung einer gefährlichen Zelle führte. Der Prozess wird genau
beobachtet, da er möglicherweise auch die Zahl an
Radikalisierungen in Deutschland thematisiert. 

Erste Herausforderungen für die Justiz

Bei Beginn des Prozesses haben die Verdächtigen noch keine
Erklärung zu den Vorwürfen abgegeben. Der Prozess ist auf 45
Verhandlungstage angesetzt. Wie sich der Verlauf der Anhörung
entwickeln wird und welche neuen Informationen
möglicherweise ans Licht kommen, bleibt abzuwarten, könnte
aber entscheidende Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl der
Bürger in Nordrhein-Westfalen haben. 



Die Lage erfordert ein sensibles Vorgehen von Seiten der
Hochschul- und Sicherheitsbehörden, um das gestörte Vertrauen
der Bevölkerung wiederherzustellen und zukünftige
Radikalisierungen zu verhindern. 

Unsere Quellen:

Oberlandesgericht Düsseldorf
WDR-Reporter vor Ort

 – NAG
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